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Drohgebärden gegen die Opposition

Auf die wachsende Unter­

stützung für die Oppositions­

parteien in der Bevölkerung, 

angestachelt von der reformasi 
Bewegung reagiert die Barisan 

Nasional (Nationale Front) Re­

gierung, mit massiven Ein­

schüchterungsversuchen. Trotz 

ihrer Kontrolle der Hauptmedi­

en, hat der Zuwachs von alter­

nativen Medien, einschließlich 

der Zeitung von Parti Islam 

(PAS) und dem Internet, zur 

größeren Verbreitung von Dis­

sens beigetragen. Die Auflage 
der zwei wöchentlich in malaii­

scher Sprache erscheinenden 

Zeitung Harakah von PAS 
Lhttp://wyyw,jarjng.,my/pas] ist 

auf über 300.000 angestiegen, 

obgleich nach dem Gesetz sie 

nur für Parteimitglieder zuge­

lassen ist. Die Überfülle von re­
formasi und anderen Internet 
Seiten [http://members.tripod, 

com/%7erefprmasi_ma|aysia] 

sowie ihre Popularität haben 

zur Folge, daß sehr viel mehr 

Menschen Zugang zu anderen 

Standpunkten erhalten.

Regierungssprecher bezie­

hen sich daher immer wieder 

auf diese Internet-Seiten als 

Verbreiter von Lügen und Haß. 

Die Jugendorganisation der 

malaiischen Regierungspartei 

UMNO hat Gesetzesmaßnah­

men dagegen gefordert und 

sogar die Anwendung des Ge­

setzes zur Inneren Sicherheit 

(ISA) gegen die Opposition 

verlangt. Das Innenministerium 

hat offiziell Harakah gewarnt, 
sie sei »aufrührerisch, verleum­

derisch und nehme einen ge­

fährlichen Kurs«, und wurde 

daran erinnert, sie könne nur 

an Parteimitglieder verteilt wer­

den. Die Generalstaatsanwalt­

schaft hat eine umstrittene Er­
klärung herausgegeben, in der 

sie mitteilte, daß jeder, der die 

Staatsanwaltschaft als einseitig 

bezeichnet, mit einer Anklage 

nach dem Gesetz gegen Auf­

ruhr rechnen muß.

Ferner hat UMNO nach dem 

Vorbild von Singapur einen 

Rechtsausschuß eingerichtet, 

der rechtliche Maßnahmen ge­

gen Leute einleiten soll, die 

»falsche« Beschuldigungen 

machen. Dieses auf Verleum­

dungsprozesse setzende Vor­

gehen, um mit abweichenden 

Meinungen umzugehen, beun­

ruhigt angesichts der offen­

sichtlichen Mängel im Rechts­

system führende Oppositionel­

le. »Megaprozesse« sind be­

reits Realität: Es gibt über 10 

Schadenersatzklagen mit ei­

nem jeweiligen Streitwert von 

mehreren Millionen Malaysi­

schen Dollar gegen Kritiker von 

Politikern, Familien von Politi­

kern und Wirtschaftsbossen, 

die der Regierung nahe stehen 

und die in dem Prozeß um An­

war Ibrahim verwickelt sind.

So hat beispielsweise der 

Minister für Binnenhandel und 

Verbraucherangelegenheiten, 

Mega Junid Megat Ayub, eine 

Schadenersatzklage von 10 

Mio. M$ gegen den Sprecher 

der Partei Parti Keadilan Nega- 
ra, Ruslan Kassim, eingeleitet 
wegen dessen Äußerungen in 

einer politischen Rede. Ebenso 
verklagte der ehemalige Mini­

sterpräsident des Bundesstaa­

tes Malakka, Thamby Cik, die 

gleiche Person und das Time 
Magazine auf 70 Mio. M$. Der 
Sohn des Premierministers 

Mahathir, Mirzan, hat mehrere 
Verleumdungsklagen mit der 

Forderung auf Schadenersatz 

angestrengt, so gegen das 

Asian Wall Street Journal (200 
Mio. M$), China Press (200 
Mio.) und gegen die chinesi­

schen Zeitungen Sin Chew Jit 
Poh, Guang-Ming Ribao und 
andere (zusammen 550 Mio.), 

wegen der Wiederholung von 

Behauptungen, er profitiere 

persönlich davon, daß er der 

Sohn des Premierministers sei.

Vincent Tan, Vorstandsvor­

sitzender der einflußreichen 

ße/yaya-Gruppe verklagt den 

Wirtschaftswissenschaftler Jo- 

mo Sundram, Professor an der 

University Malaya, wie Dow 
Jones Publishing Company 
(Asia) Inc. und drei weitere auf 

250 Mio. M$ Schadenersatz 

wegen eines im letzten Jahr in 

dem Asian Wall Street Journal 
erschienenen Artikels. Er be­

hauptet, der Artikel hätte ihn 

verleumdet, weil er implizierte, 

daß er auf unberechtigte Weise 

Verträge und bevorzugte Be­

handlung von der Regierung 

erhalten habe. Ferner behaup­

te der Artikel, die Regierung 

neige dazu, ihm aus seinen 

wirtschaftlichen Schwierigkei­

ten zu seinen Gunsten und zu 
Lasten der Öffentlichkeit her­

auszuhelfen.

Auch Persönlichkeiten der 

Opposition arbeiten mit dem 

gleichen Mittel. Anwar Ibrahim 

selbst hat eine Verleumdungs­

klage mit einer Schadenersatz­

forderung von 100 Mio. M$ ge­

gen Mahathir und die Zeitung 

Sun wegen Äußerungen, die 
der Premierminister im letzten 

Jahr über Anwars Verhalten 

und Schuld gemacht hat, ein­

gereicht. Lim Kit Siang, Führer 

der Oppositionspartei DAR, ver­
klagte die malaiische Tageszei­

tung Utusan Melayu auf 250 
Mio. M$ und die englische New 
Straits Times auf 500 Mio. M$ 
Schadensersatz wegen Falsch­

darstellung und Verleumdung.

Gegen Nicht-Regierungsor­

ganisationen (NRO), insbeson­

dere seit den Protesten nach der 

Verurteilung von Anwar Ibrahim, 

wird nun auch verschärft vorge­

gangen. NRO wie die Menschen­

rechtsorganisation SUARAM 
und Tenaganita wurden im Fern­
sehen und von den großen Ta­

geszeitungen als Organisatio­

nen gebrandmarkt, die gegen 

die nationalen Interessen han­

delten. Regierungssprecher ha­

ben erklärt, daß Ergänzungen 

zu den Gesetzen, die NRO be­

handeln (wovon einige als Firma 

operieren), im Juli dem Parla­

ment vorgelegt würden: »Einige 

NRO, die sich als Gewerbe 

oder Gesellschaft haben regi­

strieren lassen, sind umfassend

Eine Fact Finding Mission 

(FFM) die von einer Koalition 

von Nicht-Regierungsorganisa­

tionen eingesetzt worden war, 

berichtete, daß die Umsied­

lungsmaßnahmen im Zuge des 
Bakun Wasserkraftprojektes in 

Sarawak ein Scherbenhaufen 
sei. Über 9.000 einheimische 

Menschen sollen bis zum Au­

gust in ein Gebiet umgesiedelt 

werden, welches die FFM als 

schlecht geplant und gebaut be­

zeichnet und wo die Gemein­

schaftsidentität und Zukunft der 

Menschen zerstört wird. Die 

Mehrheit wurde bereits zum Um­

zug gezwungen, obgleich das 

Projekt vorerst gestoppt wurde. 

Viele sind sehr unglücklich mit 

ihren neuen Häusern, ihrer Land­

zuteilung, den Kompensationen 

und dem Lebensstil. Die FFM

in soziale und politische Aktivitä­

ten involviert und besonders 

stark. ... Nach genauen Unter­

suchungen konnten wir feststel­

len, daß fünf oder sechs halb 

politisch und halb soziale Kör­

perschaften als Gewerbebetrie­

be registriert wurden und zwei 

oder drei für Menschenrechte 

eintretende Organisationen als 
Gesellschaften. ... Einige der 

NRO haben an Straßendemon­

strationen teilgenommen und 

haben gegen die Regierung 

agitiert. Es besteht die Möglich­

keit, daß diese Aktivitäten vom 

Ausland finanziert werden.« Auf 

die Nachfrage, daß bei einer Ge­

setzesänderung mit Protesten 

der NRO zu rechnen sei, sagte 

er: »Wir können nicht an die 

Rechte der Individuen denken 

wie in westlichen Ländern. Wir 

sind östlich und bewerten die 

Rechte der Gesellschaft als gan­

zes höher als die des Individu­

ums.«

vgl. Star21.2., 2., 6., 29., 30. 4., 

11.5. 99; Presseerklärung von 

SUARAM v. 6.5.99

fordert eine unabhängige Un­

tersuchung des gesamten 

Projektes und eine unabhängi­

ge Prüfung aller Verträge mit 

ihren Konsequenzen.

Auf der malaysischen Halb­

insel entwickelt sich eine starke 

Kampagne gegen den geplan­

ten Bau des Semenyih 

Damms, welche Bedenken 

vorbringt hinsichtlich der davon 

betroffenen Ureinwohner, der 

Auswirkungen auf die Umwelt 

und der Notwendigkeit. Die 

Landesregierung macht der 

Kampagne keine großen Hoff­

nungen, indem sie schon vor 

Fertigstellung irgendeiner Um­

weltverträglichkeitstudie an­

kündigt, daß sie das Projekt 

durchführen wird. 

vgl. FFM Presseerklärung 15.5.99;

Star 9.3.99

Bakun und andere Dämme

siidostasien 1-2/99
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Shit Rahim Noor und Anwars blaues Auge

richten
HIV

in Malaysia wurden 28.541 

Menschen seit Entdeckung des 

ersten Falls vor 12 Jahren mit HIV 

infiziert. Bei 2.354 ist Aids ausge­

brochen und 1.811 sind daran 

gestorben. Jeden Monat werden 

durchschnittlich 385 neue Fälle 

gemeldet. vgl. Star 23.3.99

Ähnlich wie andere südost­

asiatische Länder scheint auch 

Malaysia sich wirtschaftlich wie­

der zu erholen. Zunehmende In­

vestitionen haben Malaysias 

Stellung verbessert. So bewerte­

te Moody Malaysia nun als sta­

bil gegenüber einer vorangegan­

genen negativen Einschätzung. 

Die Wirtschaft wird gegenüber 

1998 wahrscheinlich um 1 % 

wachsen, und Mahathir hat für 

2000 ein Wachstum von 5 % vor­

ausgesagt. Der Handel an der

Die Veröffentlichung eines Bu­

ches mit dem einfachen Titel 

»Shit« von dem nationalen Preis­

träger Shahnon Ahmad macht 

Furore. Shahnon, bekannt als 

Sympathisant von der Parti Islam 

(PAS), beschreibt auf über 200 

Seiten in malaiischer Sprache 

detailliert Körperfunltfionen in ei­

ner kaum verschleierten politi­

schen Satire, die unmittelbar Ma­

hathir miteinbezieht. Die Regie­

rung hat Forderungen nach ei­

nem Verbot des Buches wider­

standen und konzentrierte sich 

stattdessen darauf, PAS dafür 

zu verspotten, das sie das Buch 

und die Sprache verteidigen, wel­

che Regierungsanhänger als Be­

leidigung der Malaien bezeich­

nen. vgl. Star 13.5.99

Börse in Kuala Lumpur boomt, 

jedoch behaupten einige, daß es 

sich hierbei um Manipulationen 

durch den Einsatz von Institutio­

nen unter staatlicher Kontrolle, 

wie dem Rentenfonds, für die 

Vorwahlzeit handele. Verschie­

dene regionale und internationale 

Foren haben Malaysia für den 

erfolgreichen Einsatz von Kapi- 

talkontrollmaßnahmen und Be­

mühungen, den Finanzsektor zu 

rationalisieren, beglückwünscht. 

vgl. AW 30.4.99, NST 25.5.99

Der ehemalige Polizeichef, 

Generalinspekteur der Polizei 

Abdul Rahim Noor, ist nun offi­

ziell wegen schwerer Körper­

verletzung an dem ehemaligen 

stellvertretenden Premiermini­

ster, Anwar Ibrahim, als dieser 

im letzten September in Poli­

zeigewahrsam gehalten wurde, 

angeklagt. Der ehemalige Ge­

neralinspekteur muß mit einer 

Gefängnisstrafe von 3 Vz Jah­
ren und einer Geldstrafe rech­

nen. Untersuchungen, die 

schließlich in dem Bericht eines 

Königlichen Untersuchungs­

ausschusses mündeten, waren

Der Marsch von 2.000 Plan­

tagenarbeitern zum Parlament 

in Kuala Lumpur, die beleidi­

gende Bemerkung eines Mini­

sters und die anstehenden 

nächsten Wahlen haben dazu 

geführt, daß die Arbeitsbedin­

gungen von Plantagenarbeitern 

allgemeine Aufmerksamkeit 

erfuhren. Die Hauptforderun­

gen der Arbeiter sind Monats­

löhne und angemessene Alter­

nativen — insbesondere für 

Werkswohnungen — wenn 

Plantagen verkauft oder Arbei­

ter entlassen werden. Planta­

genarbeiter werden nach Ak­

kord entlohnt, was bedeutet,

erfolgt, nachdem Anwar mit ei­

nem deutlichen blauen Auge 

vor Gericht erschien, ein Bild, 

das durch die Welt ging. Pre­

mierminister Mahathir hatte 

seinerzeit dazu öffentlich er­

klärt, es könnte sich dabei ja 

um eine selbstverursachte 

Verletzung handeln, um in der 
Öffentlichkeit als Märtyrer da­

zustehen. Es wurde keine an­

dere Person angeklagt. Rahim 

Noor wurde bis zur Hauptver­

handlung ohne Kaution auf 

freien Fuß gesetzt.

vgl. ALIR Vol. 19, Nr. 4, Mai 99

daß viele von ihnen heute 

schlechter dran sind als vor 30 

Jahren, als ihre Löhne auch 

schon niedrig waren. Lim Keng 
Yaik, Minister für Grundstoffe, 

sagte in einer Parlamentsde­

batte, daß keine monatlichen 

Löhne gezahlt werden könnten, 

»denn wir wissen nicht was ein 

Arbeiter hinter den Bäumen 

macht.« Auf den Aufschrei, den 
diese Äußerung verursachte, 

haben andere führende Barisan 

Politiker zu dem Versprechen 

bewegt, daß »das Problem ge­

löst werden wird«. Viele Arbeiter 

aber bleiben weiterhin skeptisch.

vgl. Star 25.5.99

Entwicklung der Wirtschaft

Plantagenarbeiter

Unterricht nach Geschlechtern getrennt im islamischen Bundesstaat Kelantan

südosfgsien 1-2/99
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Nipah Virus fordert über 100 Menschenleben

Malaysia_________________________________

Eine ernste Viruserkran­

kung in Malaysia hät über 100 

Menschen das Leben geko­

stet, die Schweinezucht prak­

tisch zum Erliegen gebracht 

und der Regierung Beschwer­

den über das Mismanage- 

ment der Krise eingebracht. 

Der Virus wurde anfänglich als 

Japanische Encephalitis (JE) 

und erst gegen Ende letzten 

Jahres als der neue Virus Ni­

pah identifiziert.

Im Januar 1999 mehrten 

sich die Infektionen und To­

desfälle stetig. Die Regierung 

ergriff Maßnahmen, als würde 

es sich um JE handeln, wel­

che von der Culex-Mücke 

übertragen wird und von 

Schweinefarmen kommt. Sie 

ordnete umfangreiche Impf­

programme an, die Desinfizie­

rung von Schweinefarmen und 

deren Umgebung sowie die 

Tötung der infizierten Schwei­

nebestände.

Im April wurde klar, daß es 

sich um eine falsche Diagno­

se gehandelt hat. Die Isolati­

on des Nipah Virus fand nun

Nach der Sitzung des 

Obersten Parteirates von UM- 

NO-Baru am 8. Januar 1999 

verkündete Premierminister 

Mahathir Mohamad, daß der 

bis dahin im Kabinett als Au­

ßenminister tätige Abdullah 

Ahmad Badawi den seit Sep­

tember mit der Entlassung 

Anwar Ibrahims freigeworde­

nen Posten des stellvertreten­

den Premierminister über­

nehmen wird. Das wird vor­

übergehend die monatelan­

gen Spekulationen über den 

Nachfolger Mahathirs been­

den. Badawi übernimmt auch 

das Ressort des Innenmini­

sters. Syed Hamit Albar wird 

Außenminister, Daim Zainud- 

din wieder Finanzminister und 

Abu Bakar Mustapha Verteidi­

gungsminister.

Badawi wird als ruhige, 

fähige Person gesehen, der 

nicht die Ambitionen, das 
Charisma oder die Basisun­

terstützung hat wie Anwar. 

Wenige glauben, daß er für 

das Amt des Premiermini­

sters aufgebaut wird.

Eingang in die offiziellen 

Verlautbarungen über die 

Hauptursache dieser Seu­

che. Zur Zeit scheint die 

Seuche unter Kontrolle, ob­

wohl auch andere Tiere, dazu 

gehören streunende Hunde 

und Katzen, wie auch Fle­

dermäuse als Träger erkannt 

wurden.

Etwa 11.000 Schweine­

bauern haben ihre Höfe ver­

lassen. Viele von ihnen sind 

bankrott. Die Banken sind 

nervös. Etwa 350.000 

Schweine müssen getötet 

werden. Die Nachfrage nach 

Schweinefleisch ist drastisch 

zurückgegangen, bis zu 

75 %.

Entschädigungen der Re­

gierung für die Bauern wur­

den auf ein Minimum gehal­

ten. Anstatt der geforderten 

200 M$ pro Schein erhielten 

die Bauern nur 50 M$. Die 

Hauptquelle für Entschädi­

gungen war ein Hilfsfond. Er 

wird von der politischen Par­

tei, der Malaysian Chinese 

Association (MCA) verwaltet

Mahathirs Kontrolle der 

Partei ist durch die Verab­

schiedung einer Resolution 

auf der genannten Sitzung, 

die innerparteiliche Wahlen 

um 18 Monate verschiebt, 

vorerst gestärkt. Das bedeu­

tet, daß die Anhänger Anwars 

sich nicht auf mittlerer Ebene 

Parteiposten sichern können 

oder daß mögliche Anwärter 

auf Mahathirs Thron wie z. B. 

Najib Tun Razak oder Tenku 

Razeleigh so schnell keine 

Gelegenheit bekommen, ihre 

Stärke zu zeigen. Dieser 

Machtkampf wird wohl erst 

nach den nächsten Wahlen 

stattfinden.

Ende Mai wurde der Lan­

desminister des Bundes­

staates Pahang, Khalil 

Yaakob zum Informationsmi­

nister der Bundesregierung 

und Generalsekretär von 

UMNO-Baru ernannt. Khalil 

gilt als Verantwortlicher für 

den erfolgreichen Wahlkampf 

im März in Sabah. Er wird ei­

ne zentrale Rolle bei dem 

anstehenden Wahlkampf

und von öffentlichen Spen­

den gespeist, die bisher 24,6 

Mio. M$ aufbringen konnte.

10 Mio. M$ wurden bereits an 

2.000 Familien verteilt, die 

von der Seuche betroffen 

sind.

Kritik an dem Umgang mit 

der Situation durch die Re­

gierung ist weit verbreitet. 

Einheimische Wissenschaftler 

behaupten, ihr Angebot zur 

Mitarbeit wurde nicht ange­

nommen, und frühe Zweifel, 
daß es sich nicht um JE han­

dele, ignoriert. Ebenso wer­

den ein Mangel an Koordina­

tion und verspätete Reaktio­

nen kritisiert. Die Regierung 
verteidigt sich gegen solche 

Vorwürfe, verunglimpfte Kriti­

ken von einheimischen Wis­

senschaftlern und wird wahr­

scheinlich gegen die schärf­

sten Kritiker unter ihnen, die 

im öffentlichen Diensten ste­

hen, angehen.

vgl. Star29.3., 24.5., 29.5.99;

FEER 3.6.99 S. 19

für das Bundesparlament 

spielen.

vgl. AW 22.1.99, FEER 3.6.99 S. 19
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Immunität

Die Regierung Malaysias 

hat schließlich nach drei Jah­

ren erklärt, es würde das Urteil 

des Internationalen Gerichts­

hofes annehmen, daß der be­
sondere Berichterstatter der 

Vereinten Nationen über die 

Unabhängigkeit von Rechts­

anwälten und Richtern, der 

malaysische Rechtsanwalt 

und ehemalige Präsident der 

malaysischen Anwaltskam­

mer, Param Cumaraswamy, 

Immunität vor gerichtlicher 

Verfolgung genieße. Param 

wurde seinerzeit von der ma­

laysischen Regierung wegen 

seiner im November 1995 

gemachten kritischen Bemer­

kungen zum malaysischen 

Rechtssystem verklagt.

vgl. ALIR 30.4.99
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A ttentatsversuch 

getürkt?

Von dem stellv. Minister 

Ibrahim Ali wurde im März ei­

ne Anzeige erstattet, es gäbe 

Attentatspläne auf den Pre­

mierminister Mahathir. Eine 

Tonband soll Einzelheiten 

beweisen. Die Opposition hat 

diesen Bericht als offensicht­

lichen Versuch der Barisan 
Nasional gewertet, die Öf­

fentlichkeit davon abzu­

schrecken, die oppositio­

nelle Organisationen zu un­

terstützen. Bisher wurde ge­

gen niemanden Anklage er­

hoben.

vgl. Star 21.3.99

Nationale

Menschenrechts-

Kommission

Die Regierung hat im März 

die Bildung einer Nationalen 

Menschenrechtskommission 

angekündigt. Einzelheiten 

über Mandat und Zusam­

mensetzung sind noch nicht 

bekannt geworden. Oppositi­
onsparteien und Nicht- 

Regierungsorganisationen 

haben diese Ankündigung 

vorsichtig begrüßt. Sie be­

fürchten aber, daß diese 

Kommission nicht ausrei­

chende Befugnisse erhalten 

würde und nicht mit unab­

hängigen Mitgliedern besetzt 

sein wird, um eine entschei­

dende Rolle spielen zu kön­

nen, die über eine bloßes 

Entschuldigen von andau­

ernden Menschenrechtsver­

letzungen der Regierung hin­

ausgeht.
vgl. Star 27.3.1999

Umbildungen des Kabinetts
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